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„Bossi aus dem Loisachtal“
Bayern setzt mit seinem Vorstoß zur Regionalisierung der Sozialversicherung

nicht nur die Solidarität der Länder aufs Spiel. Erstmals regt
sich bei den Christsozialen offen Widerstand gegen Ministerpräsident Stoiber.
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Edmund Stoiber hat die-
se Woche Großes vor.
Gleich am Montag ist

der bayerische Ministerpräsi-
dent bei Japans Kaiser Akihi-
to zur Audienz in dessen To-
kioter Palast geladen. In den
folgenden Tagen kommt er mit
den Präsidenten des japani-
schen Unter- und Oberhauses,
mehreren Ministern sowie den
Führungscrews der Elektro-
nikkonzerne Hitachi und To-
shiba zusammen.

Das hochkarätige Pro-
gramm in Fernost soll, heißt
es in Münchens Staatskanzlei,
der „Information des Mini-
sterpräsidenten über die Pro-
bleme der Globalisierung“
dienen und seinen „Horizont
erweitern“.

Das, finden Bonner Partei-
freunde, hat Stoiber auch drin-
gend nötig. Seit der Ober-Bay-
er und seine Sozialministerin
Barbara Stamm den CSU-Parteitag vor-
vergangenes Wochenende mit dem Vorstoß
überrumpelten, das deutsche Sozialversi-
cherungssystem grundlegend zu verändern,
ist in der CSU der Hausfriede in Gefahr.

Erstmals seit seiner Wahl zum Regie-
rungschef vor viereinhalb Jahren gerät
Stoiber auch öffentlich in der eigenen Par-
tei unter Beschuß. „Kirchturmspolitik“,
wirft ihm die Bonner CSU-Landesgruppe
unter ihrem Vorsitzenden Michael Glos
vor. Gesundheitsminister Horst Seehofer,
tamm, Seehofer: Die Partei übe
Entl

– 82zugleich stellvertretender Par-
teichef, warnt vor einer „Zer-
trümmerung unserer sozialen
Grundpfeiler“. Nicht nur für
ihn stellt sich die Frage, ob die
CSU künftig nur noch „bis zur Landes-
grenze in Bayern schauen“ wolle – oder
auch weiterhin darüber hinaus.

Stoiber und Stamm fordern, daß die
Beiträge zumindest in der Kranken-, Pfle-
ge- und Arbeitslosenversicherung künftig
von Bundesland zu Bundesland verschie-

den sind. In der Rentenver-
sicherung könne man es –
vorerst zumindest – bei ei-
nem bundeseinheitlichen
Niveau belassen.

Mit am meisten profitie-
ren würden hiervon, natür-
lich, die Bayern: Ein Arbeit-
nehmer im Freistaat mit ei-
nem Durchschnittseinkom-
men von 4130 Mark brutto
hätte künftig pro Monat
rund 80 Mark mehr auf dem
Konto.

Doch das erscheint un-
wahrscheinlich. Zahlen näm-
lich müßten die Beschäftig-
ten in anderen Ländern. Einrrumpelt 
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„Nein“ kommt diesmal sogar von der FDP,
sonst nicht gerade als Hüterin des Solidar-
gedankens bekannt.

Was Stoiber wurmt, ist, daß der reiche
Freistaat und seine Bewohner immer mehr
Geld aufwenden für Leistungen, die ande-
ren, ärmeren Ländern zugute kommen, die
ihrerseits in Stoibers Augen schlampig und
verschwenderisch mit Geld umgehen.

Die Diskussion über diese Art „Unge-
rechtigkeit“ begann der Münchner Regie-
rungschef vor drei Jahren mit einem ver-
gleichsweise harmlosen, medienpolitischen
Thema. Die bayerischen Gebührenzahler,
so Stoiber damals, seien nicht länger bereit,
jährlich rund 30 Millionen Mark dafür aus-
zugeben, daß sich Länder wie Berlin oder
das Saarland einen eigenen öffentlich-
rechtlichen Rundfunksender leisteten.
Wenn mit dieser Kleinstaaterei nicht
Schluß gemacht werde, müsse man eben
das Erste als Gemeinschaftsprogramm der
ARD einstellen.

Unterstützt von seinem baden-würt-
tembergischen Kollegen Erwin Teufel



(CDU), setzte der CSU-Mann ein Jahr spä-
ter bei der Diskussion um den Länder-Fi-
nanzausgleich nach. Diesmal ging es nicht
mehr um Millionen, sondern um Milliarden
– die Überweisung der Bayern für 1996 lau-
tete auf 2,9 Milliarden Mark. Ihn ärgere,
daß der Freistaat riesige Beträge für die
„Schuldenritter“ etwa im Saarland und in
Bremen berappen müsse. „Der Finanzaus-
gleich“, monierte Stoiber, sei ursprünglich
als „Hilfe zur Selbsthilfe“ und nicht als
„Beihilfe zur Konkursverschleppung“ ge-
dacht gewesen.

Von dem Mannheimer Steuerrechtler
Hans-Wolfgang Arndt ließen sich Stoiber
und Teufel bescheinigen, daß eine Umver-
teilung von insgesamt 12,3 Milliarden Mark
wie im vergangenen Jahr verfassungswid-
rig sei. „Wie der Bürger vor einem über-
mäßigen staatlichen Zugriff auf sein Ei-
gentum geschützt werden“ müsse, befand
der Wissenschaftler, so müßten „auch die
finanzstarken Länder vor den übermäßigen
Ausgleichsansprüchen der finanzschwa-
chen Länder geschützt werden“.

Schließlich müsse ein Land die „Früch-
te“ seiner „wirtschaftspolitischen Initiati-
ve“ oder seiner „überdurchschnittlichen
Sparsamkeit“ wenigstens zur Hälfte selbst
ernten dürfen. Derzeit aber müsse Bayern
Verbündete Biedenkopf, Stoiber: „Früchte ernten“
zwei Drittel seiner Einnahmen, die über
dem Länderdurchschnitt liegen, abführen,
klagt Finanzminister Erwin Huber.

Daß der Freistaat selbst über Jahrzehn-
te hinweg Nutznießer des jetzt geschmäh-
ten Systems war, wird in München heute
gern verdrängt. Von 1950 bis 1989 profi-
tierten die Bayern mit 6,5 Milliarden Mark,
während Nordrhein-Westfalen im selben
Zeitraum 11,1 Milliarden und Baden-Würt-
temberg gar 30,3 Milliarden in den ge-
„Das ist Unsinn“
Interview mit Ministerpräsident Edmund Stoiber zum Streit 

mit Gesundheitsminister Horst Seehofer über das Sozialsystem
SPIEGEL: Herr Stoiber, warum kündigen
Sie die Solidarität unter den Ländern?
Stoiber: Das tue ich nicht, ich stehe zur
Solidarität. Aber wir müssen in unse-
rem Föderalismus wieder mehr Wett-
bewerbselemente einziehen. Das reicht
vom Finanzausgleich bis zu den sozia-
len Sicherungssystemen. Für die wird
es auch in Zukunft noch länderüber-
greifende Transferzahlungen geben –
aber nur dort, wo es wirklich nötig 
ist. Wer das Totschlag-Argument Ent-
solidarisierung in den Mund nimmt,
ignoriert, daß die Länder für einen 
Teil ihrer Wirtschafts- und Arbeits-
marktsituation selbst verantwortlich
sind.
SPIEGEL: Das „Totschlag-Argument“
stammt immerhin von Ihrem stellver-
tretenden Parteivorsitzenden, Bundes-
gesundheitsminister Horst Seehofer.

Stoiber: Wir haben auf dem
Parteitag mit großer Mehrheit
ein grundsätzliches „Ja“ zu
mehr Regionalisierung bei den
Sozialversicherungen und da-
mit zu mehr Wettbewerb be-
schlossen.Wir stehen jetzt am
Anfang der Diskussion. Gera-
de ein Gesundheitsminister
sollte Probleme nicht ausge-
rechnet durch Totschlag-Ar-
gumente lösen wollen.
SPIEGEL: Was ist Ihr Ziel?
Stoiber: Bei der Krankenver-
sicherung stelle ich mir re-
gionale Beiträge nach dem
echten Kostenaufwand vor,
mit einem Strukturausgleich
innerhalb eines Bundeslandes
und einem anschließenden
länderübergreifenden Aus-
gleich. So etwas gibt es in 
der Schweiz. Ähnliches könn-
te ich mir später auch in der
Arbeitslosenversicherung vor-
stellen, nicht aber bei der Ren-
te. Dort bedeutet Regio-
nalisierung eine deutliche 

Aufwertung der Landesversicherungs-
anstalten.
SPIEGEL: Und was soll das bringen?
Stoiber: Eigene Anstrengungen eines
Landes müssen sich mehr lohnen. Lan-
desregierungen, die sich in der Rolle
des Kostgängers eingerichtet haben,
fühlen sich für die Sozialkosten in
ihrem Land nicht mehr ausreichend
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verantwortlich. Das derzeitige Maß des
Ausgleichs mit seiner totalen Nivellie-
rung bestraft Kostenbewußtsein.
SPIEGEL: Sie wollen, daß die Bewohner
eines Landes über die Sozialkosten
dafür belohnt oder bestraft werden,
welche Regierung sie gewählt haben?
Stoiber: Die Bürger können ihre Lan-
desregierung ja nur kontrollieren und
deren Verantwortung einfordern, wenn
sich die guten oder schlechten Ergeb-
nisse der Politik des jeweiligen Landes
auch im Bereich der Sozialbeiträge wi-
derspiegeln.Wir brauchen hier eine ge-
wisse Bandbreite, die allerdings sozial-
verträglich sein muß. Wenn sich ein
Land wie Berlin eine Überversorgung
im Krankenhausbereich leistet, kann
das nicht länger von den Beitragszah-
lern in allen Ländern finanziert wer-
den. Nur Wettbewerb führt zu mehr
Effizienz auf regionaler Ebene. Spar-
samkeit, die stets mit Ausgleichsopfern
bestraft wird, ist nicht von Dauer.
SPIEGEL: In den neuen Ländern ist Ihr
Vorschlag nicht zu realisieren.
Stoiber: Die habe ich auch entgegen
mancher Polemik, ich wolle den Osten
im Stich lassen, zumindest für die näch-
sten Jahre ausgeklammert. Die Folgen
der SED-Mißwirtschaft müssen von al-
len Ländern getragen werden.Wir sind
bereit, daß die Krankenkassen dort
1999 und 2000 eine Sonderumlage von
je 1,2 Milliarden Mark bekommen.
Aber danach muß diese auf den Prüf-
stand und ein Einstieg in länderbezo-
gene Beiträge erfolgen.
SPIEGEL: Ihre Pläne, das hat sich an den
Reaktionen gezeigt, sind nicht durch-
setzbar. Aber Sie setzen den sozialen
Frieden im Lande aufs Spiel …
Stoiber: … das ist doch Unsinn.Den setzt
aufs Spiel, wer die dauerhafte Finanzier-
barkeit des Sozialstaats durch kosten-
treibende Übernivellierung gefährdet.
SPIEGEL: Herr Seehofer sagt, was Sie
wollen, bedeute die „Zertrümmerung
unserer sozialen Grundpfeiler“.
Stoiber: Gerade der Gesundheitsmini-
ster sollte wissen: Wer schwächer ist,
braucht keine betäubenden, sondern
belebende Infusionen, um wieder auf
die Füße zu kommen. Es ist eine Illu-
sion, daß wir in der internationalen
Konkurrenz unseren Sozialstaat mit
ständig steigenden Transferzahlungen
erhalten könnten.
29



meinsamen Ländertopf zahlten. „Wahl-
kampfgeklingel“ nennt deshalb der rhein-
land-pfälzische Finanzminister Gernot
Mittler (SPD) den bayerischen Vorstoß
zum Finanzausgleich.

Stoiber aber hat bereits eine neue Spar-
möglichkeit aufgetan. 5,1 Milliarden Mark
im Jahr müßten die Bayern nach einer
„groben Schätzung“ der Staatsregierung
weniger zahlen, wenn das System der So-
zialversicherungen komplett regionalisiert
würde. Konsequent umgesetzt, hieße das:
„Es würde ein
Teufelskreislauf nach unten

in Gang gesetzt“
Die Beitragszahler aus dem Freistaat zah-
len in die Renten-, Kranken-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung nur mehr genau
das ein, was sie auch selbst wieder heraus-
bekommen. Bayern, so Wirtschaftsminister
Otto Wiesheu, könnte „endlich die Früch-
te seiner Politik auch ernten“.

In den Ländern, auf die Stoiber gern
„ein bißchen Druck ausüben“ möchte, hät-
te das allerdings fatale Folgen. Für die Ar-
beitslosigkeit im deutschen Osten müßten
dann allein die dortigen Versicherten auf-
kommen, die Sozialabgaben würden nach
Schätzung des Bundesarbeitsministeriums
auf irrwitzige 60 Prozent steigen. Ein „Teu-
felskreislauf nach unten“ würde so in Gang
gesetzt, zürnt selbst der neo-liberale FDP-
Generalsekretär Guido Westerwelle.

Wer in Sachsen oder Brandenburg brut-
to 4130 Mark verdient, hätte künftig mo-
natlich statt 870 Mark 1260 Mark Sozial-
abgaben abzuführen – eine Steigerung um
rund 45 Prozent. Der bayerische Durch-
schnittsverdiener hingegen müßte nur noch
780 Mark zahlen (siehe Grafik Seite 28).

Angesichts des vernichtenden Echos von
allen Seiten sind Stoiber und Stamm mitt-
lerweile zurückgerudert. Um extreme Bei-
tragsunterschiede zwischen den einzelnen
Ländern zu vermeiden, soll es nach den
bayerischen Vorstellungen auch weiter ei-
nen länderübergreifenden Ausgleich in den
Sozialkassen geben, der aber gegenüber
heute um rund die Hälfte zu kürzen sei.
Außerdem hat der Freistaat zugestimmt,
daß die West- den notleidenden Ost-Kran-
kenkassen 1999 und 2000 mit einer Son-
derumlage von jeweils 1,2 Milliarden Mark
aus der Klemme helfen.

Weitgehend erfolgreich erweckte Stoi-
ber vergangene Woche den Eindruck, Bay-
ern habe Baden-Württemberg und Sachsen
voll auf seiner Seite. Mit seinem Dresdner
Kollegen Kurt Biedenkopf (CDU) hat sich
Stoiber in einer „Zukunftskommission“
verbrüdert. Doch sowohl Biedenkopf als
auch Teufel wollen zwar die Krankenver-
sicherung regionalisieren und den län-
derübergreifenden Risikostrukturausgleich
möglichst abschaffen. Doch an den weiter
gehenden Plänen des CSU-Regenten etwa
d e r  s p i e g e30
in puncto Arbeitslosenversicherung betei-
ligen sie sich – derzeit zumindest – nicht.

Was Stoiber unter dem Etikett „wieder
mehr Wettbewerb unter den Ländern“ ver-
kauft, bedeutet für CSU-Vize Seehofer das
„Ende der Solidarversicherung“.

Wie andere Bonner CSU-Kollegen be-
trachtet Seehofer mit Sorge, daß Stoiber
zunehmend den Blickwinkel seiner Poli-
tik auf Bayern verengt. Je näher für den
Münchner Regierungschef seine Landtags-
wahl am 13. September 1998 rücke, desto
weiter entferne er sich von Bonn und der
bundespolitischen Verantwortung der
Christsozialen. Stoiber gehe einen gefähr-
lichen „Schritt in Richtung Aufgabe des
bundespolitischen Anspruchs der CSU“,
warnt Seehofer.

„Angst vor dem Rückfall in einen Post-
kutschen-Regionalismus“ gesteht auch ein
CSU-Bezirkschef. Wie andere führende
Christsoziale fürchtet er, unter der Domi-
nanz des bislang hochgelobten Minister-
präsidenten könne die CSU zur Bayern-
partei schrumpfen, deren Perspektive in
der Fläche durch die weißblauen Grenz-
pflöcke und nach oben durch die Spitzen
bayerischer Zwiebeltürme begrenzt ist.

Andere CSU-Obere bedrückt, daß in
München offenbar nur mehr in zwei staat-
lichen Kategorien gedacht werde: hier ein
bayerischer Freistaat, da die Europäische
Union. Im Gerangel lokaler und überna-
tionaler Interessen werde der Nationalstaat
obsolet. Wie „ein Umberto Bossi aus dem
Loisachtal“ geriere sich Stoiber, höhnt
Bayerns SPD-Chefin Renate Schmidt.
Gleich dem separatistischen Lega-Nord-
Politiker in Italien predige der Bayer ei-
nen „verantwortungslosen Separatismus“.

Im Rückblick werden bei manchem
Christsozialen Erinnerungen an Zeiten
wach, in denen die CSU in Franz Josef
Strauß einen Ministerpräsidenten und Vor-
sitzenden hatte, der zwar gern mit weiß-
blauer Folklore für Stimmung sorgte, aber
auch stets den Blick auf Nation, Europa
und die Welt richtete. Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft und Nato gehörten zu
seinen Lieblingsthemen, selbst wenn er ge-
legentlich nach Altötting wallfahrte.

Vom Parteivorsitzenden Theo Waigel ist
dagegen keine Hilfe zu erwarten. Der Fi-
nanzminister habe, klagt ein Bonner CSU-
Mann, Stoiber schweigend das Feld über-
lassen, als dieser beim Parteitag „auf
bayerischen Ego-Trip ging“ – sowohl bei
der Sozialversicherung als auch beim Euro,
dem die Delegierten zu Waigels Unmut
eine kritische Entschließung widmeten.

Der Referenzwert von 3,0 Prozent, so
die CSU-Forderung, sei ein „Höchstwert,
der außerhalb rezessiver Phasen deutlich
unterschritten werden muß“. Jetzt wird
Waigel sich in den europäischen Metropo-
len fragen lassen müssen, wie sich seine
zur Schau getragene Europhorie mit den
restriktiven Beschlüssen seiner Partei 
verträgt. ™
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